
Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration 
Kaiser-Friedrich-Straße 5a | 55116 Mainz 

Vorsitzender des 

Ausschusses für Kultur 

Michael Wagner, MdL 

Landtag Rheinland-Pfalz 

55116 Mainz 

DIE MINISTERIN 

Kaiser-Friedrich-Straße 5a 
55116 Mainz 
Postfach 31 70 
55021 Mainz 
Telefon 06131 16-0 
Telefax 06131 16-2644 
poststelle@mffki.rlp.de 
www.mffki.rlp.de 

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom 

"Aktenzeichen" 

Ansprechpartner/-in / E-Mail 
Gunther Heinisch 
gunther.heinisch@mffki.rlp.de 

Telefon 
06131 16-5695 
06131 16175695 

2. Dezember 2022

Sitzung des Ausschusses für Kultur am 17. November 2022 

TOP 9 „Bericht der Landesregierung über die Kulturministerkonferenz (Kultur-

MK) vom 5. Oktober 2022“, Antrag der Ministerin für Familie, Frauen, Kultur und 

Integration, Vorlage 18/2601 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

in der vorgenannten Sitzung des Ausschusses für Kultur wurde der Tagesordnungs-

punkt Nr. 9 mit der Maßgabe der schriftlichen Berichterstattung für erledigt erklärt. Ich 

berichte daher wie folgt: 

Am 5. Oktober 2022 fand in Berlin die 8. Kultur-MK statt. Für Rheinland-Pfalz nahm 

Staatssekretär Prof. Dr. Hardeck an der Sitzung teil. Alle Beschlüsse wurden einstimmig 

gefasst. 

Natürlich waren die Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf den Kulturbetreib ein wich-

tiges Thema. Zum damaligen Zeitpunkt sind wir als Länder noch davon ausgegangen, 

dass wir mit Restmitteln aus dem Sonderfonds für Kulturveranstaltungen öffentliche und 

private Kulturveranstalter bei der Bewältigung der Energiekrise unterstützen werden. 
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Nach der Ankündigung der Strompreis- und der Gaspreisbremse hat sich zwischenzeit-

lich eine neue Beschlusslage ergeben. Bund und Länder haben sich darauf verständigt, 

dass im Wirtschaftsstabilisierungsfonds 1 Mrd. Euro für die Kultureinrichtungen vorge-

sehen ist. Die Details dazu sind aktuell noch Gegenstand von Verhandlungen auf Bun-

desebene und zwischen Bund und Ländern. 

Aufbauend auf den beim Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstaltungen erprobten 

Strukturen, sollen rasch die Details, insbesondere die Zielgruppen und die verwaltungs-

mäßigen Verfahren festgelegt werden. Dabei geht es uns besonders um den Erhalt von 

Kulturangeboten, von Kinos über die Theater und Konzerte, aber auch um die Einrich-

tungen wie Museen, die in ihren Haushalten keine Mittel zur Bewältigung der Krise ha-

ben. 

 

Unter der Voraussetzung der Mitfinanzierung durch den Bund stimmte die Kultur-MK 

einstimmig der Weiterführung der Kontaktstelle für Sammlungsgut aus kolonialen Kon-

texten für den Zeitraum 2023 bis 2028 zu. 

 

Zur sozialen Lage der Künstlerinnen und Künstler liegt ein federführend von NRW er-

arbeitetes Gutachten vor. Darin wird eine eigenständige Absicherung der Künstlerinnen 

und Künstlern in der Künstlersozialversicherung empfohlen. Dabei geht es aber auch 

um die Sicherstellung einer fairen Vergütung für Künstlerinnen und Künstler. Für den 

Theaterbereich wurde dies durch die Anhebung der Mindestlöhne in diesem Jahr er-

reicht. 

 

Vorbehaltlich der Bereitschaft der BKM zur hälftigen Finanzierung zur Verstetigung des 

Projekts Bundesweite Kulturstatistik sind die Länder bereit, ab 2023 die auf sie entfal-

lenden Kosten von 198.000 Euro gemäß Königsteiner Schlüssel zu übernehmen. 

Die Kultur-MK beschloss einstimmig, den Länderanteil für die Finanzierung der Deut-

schen Akademie für Sprache und Dichtung ab 2023 um 76.125 Euro zu erhöhen (Auf-

teilung gemäß Königsteiner Schlüssel). 
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Breiten Raum nahm die Diskussion über die Reform der Stiftung Preußischer Kulturbe-

sitz ein. Nach Vorlage hierzu erstellter Gutachten sind noch einige Fragen offen. Alle 

sind sich über die Notwendigkeit einer Reform der Stiftung einig. Zugleich ist allen be-

wusst, dass die SPK zukünftig noch mehr Geld brauchen wird und dass die Bereitschaft 

der Länder, sich über den bisherigen Finanzierungsbetrag hinaus zu beteiligen, derzeit 

gering ist. 

 

Unter „Verschiedenes“ wurde die Documenta bzw. der dabei zum Vorschein gekom-

mene Antisemitismus thematisiert. In einem Kamingespräch, zu dem Hessen im Januar 

einladen wird, soll besprochen werden, was sich aus dem Debakel lernen lässt. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Katharina Binz 

Ministerin 


